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16. Sitzung des Unterausschusses Bergbausicherheit am 
17. September 2021 
TOP 5 „Konsequenzen der Hochwasserkatastrophe für die Gefähr-
dungsbeurteilung, Sicherung und Genehmigung von Tagebauen“ 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
 
für die 16. Sitzung des Unterausschusses Bergbausicherheit hat Frau 
Brems MdL für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen um einen schriftlichen 
Bericht der Landesregierung zum o. g. Thema gebeten. 
 
In der Anlage übersende ich den erbetenen Bericht, mit der Bitte um Wei-
terleitung an die Mitglieder des Unterausschusses Bergbausicherheit.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Prof. Dr. Andreas Pinkwart 

17

VORLAGE

17/5710
A18/1





 

MWIDE NRW 15. September 2021 
 
16. Sitzung des Unterausschusses Bergbausicherheit am 
17. September 2021 
 
TOP „Konsequenzen der Hochwasserkatastrophe für die Gefährdungsbeurtei-
lung, Sicherung und Genehmigung von Tagebauen“ 
 
Zu der o. g. Sitzung des Unterausschusses Bergbausicherheit hat Frau Brems MdL für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit Schreiben vom 30. August 2021 um einen 
schriftlichen Bericht gebeten. 
 
 
Das Sturmtief „Bernd“ hat im Zeitraum vom 13. bis 15. Juli 2021 Teile Nordrhein-West-
falens verwüstet – teils mit katastrophalen Ausmaßen. Die extremen Starkregenfälle 
sind nach Einschätzung von Klimaforschern «mindestens als Jahrhundertereignis» ein-
zustufen. Das Ausmaß der Überschwemmungen in einzelnen Bereichen wird von Fach-
leuten sogar als HQ 10.000 eingeschätzt (ein Hochwasser, das statistisch einmal in 
10.000 Jahren auftritt). In der am 22. Juli 2021 veröffentlichten klimatologischen Einord-
nung des Deutschen Wetterdienstes hieß es, an einer ungewöhnlich großen Zahl von 
Stationen im Westen von Deutschland seien bisherige Rekorde weit übertroffen worden. 
 
Eine vorläufige Bestandsaufnahme über Schäden infolge des Hochwasserereignisses 
enthält der schriftliche Bericht des Ministers des Inneren für die Sondersitzung des In-
nenausschusses am 28. Juli 2021 zum Thema Flutkatastrophe in Nordrhein-Westfalen 
(Vorlage 17/5490). Im Folgenden wird ergänzend auf die Betroffenheiten von Tage-
bauen, Abgrabungsbereichen oder sonstigen Gewinnungsbetrieben in Nordrhein-West-
falen eingegangen. 
 
Braunkohlenbergbau 
 
In der vorgenannten Vorlage 17/5490 wird auf die Schadenssituation im Bereich des 
Braunkohlentagebaus Inden eingegangen. 
 
Die im Zusammenhang mit dem Braunkohlentagebau Inden durchgeführten Hochwas-
serschutzmaßnahmen entlang der südlich des Tagebaus verlegten Inde haben weder 
versagt, noch waren sie von Schäden betroffen. 
 
1996 wurde im Zuge der Wiedernutzbarmachung des Tagebau Inden zur Fortführung 
des Tagebaus damit begonnen, zwischen den Ortschaften Lamersdorf und Kirchberg 
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ein neues Flussbett für die bis dahin durch das Tagebauvorfeld fließende Inde anzule-
gen, um künftig die Inde um den Tagebau herumzuleiten. Dazu wurde das neue Fluss-
bett durch den bereits ausgekohlten Bereich des Tagebaus geführt und am Endpunkt 
der Verlegung zurück in das bestehende Flussbett geleitet. Bei der Verlegung wurden 
Bereiche mit Auenlandschaften angelegt, der Flusslauf mäandrierend verlegt und 
dadurch verlängert, das Gefälle an einigen Stellen verringert und der Flusslauf insge-
samt wesentlich verbreitert. Im Zuge der Maßnahmen wurden die Deiche der neu ver-
legten Inde auf ein tausendjähriges Hochwasserereignis ausgelegt. Dieser Bereich war 
beim Hochwasserereignis im Juli nicht von Schäden betroffen. Es liegen keine Anhalts-
punkte vor, dass zum Zeitpunkt des Hochwassers von Auflagen der Genehmigungen 
abgewichen wurde. 
 
In den frühen Morgenstunden des 15. Juli 2021 wurde jedoch außerhalb des im rekulti-
vierten Bereich des Tagebaus neu verlegten Abschnitts der Inde die Hochwasserschutz-
einrichtung der Inde bei Inden-Lamersdorf überströmt. Dabei überschwemmte das Was-
ser Teile der Ortschaft Lamersdorf und der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen. 
Dem Gelände folgend, strömte das Wasser zur Abbaukante des Tagebaus. Dabei ero-
dierte das übergeströmte Wasser die Oberfläche, so dass es zur Ausbildung einer Ero-
sionsrinne kam und Wasser in den Tagebau eindrang. Innerhalb der Sicherheitszone 
um den Tagebau gab es abgesehen von der rückschreitenden Erosion im Tagebau In-
den und der Bildung von Erosionsrinnen keine Auswirkungen auf die bestehenden Bö-
schungen. Die Wirksamkeit der um die Tagebaue festgelegten Sicherheitszone, die u. a. 
als Pufferzone bei eventuellen Böschungsbewegungen dient, und in der Nutzungen, die 
zum dauerhaften Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, untersagt sind, wurde beim 
Hochwasserereignis im Juli 2021 bestätigt.  
 
Nachdem die Tagebaubetreiberin, die RWE Power AG, am frühen Morgen des 15. Juli 
2021 Kenntnis über Wasserzutritt zum Tagebau Inden hatte, leitete sie unverzüglich die 
Alarmierung aller im Tagebau befindlichen Personen und eine Evakuierung des Tage-
baus ein. Ein dezentraler Krisenstab wurde sofort einberufen. Mit dem Zustrom des 
Wassers wurde der Bereich in der Nähe des Bandsammelpunktes sukzessive überspült. 
In diesem Bereich befand sich der später verunglückte Mitarbeiter. Sofort durchgeführte 
Rettungsversuche durch in der Nähe befindliche Mitarbeiter konnten dem später tot ge-
borgenen Mitarbeiter nicht mehr helfen. Die Ermittlungen durch die Staatsanwaltschaft 
Aachen sind noch nicht abgeschlossen, sodass hierzu noch keine konkreteren Angaben 
gemacht werden können.  
 
Die Braunkohlentagebaue Garzweiler II und Hambach waren nicht von hochwasserbe-
dingten Wasserzutritten betroffen.  
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Kies- und Sand-Tagebau Blessem 
 
Über den hierzu vorliegenden Stand der Erkenntnisse informiert der Bericht des Minis-
teriums für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie vom 1. September 2021 
an den Unterausschuss Bergbausicherheit des Landtags Nordrhein-Westfalen (Vorlage 
17/5646).  
 
Weitere Tagebaue, Abgrabungsbereiche oder sonstige Gewinnungsbetriebe in 
Nordrhein-Westfalen 
 
Ergänzend zu der eingangs genannten Vorlage 17/5490 wird nach aktueller Kenntnis-
lage berichtet, dass es in folgenden unter Bergaufsicht stehenden Tagebauen zu Aus-
wirkungen durch Starkregen oder Hochwasser kam:  
 

• Tontagebau Carolus (Kreis Euskirchen): 
Starkregen hat teilweise Infrastruktur im Umfeld des Tagebaus zerstört. Die Pro-
duktion musste vorübergehend eingestellt werden.  

• Tontagebau Vanessa (Kreis Euskirchen): 
Der Tagebau wurde überschwemmt. Die Produktion musste vorübergehend ein-
gestellt werden.  

• Kies-/Sand-Tagebau Sandersmaar (Kreis Euskirchen): 
Das Starkregenereignis hat zu Überflutungen im Tagebau geführt. Dadurch wur-
den Teile der bergbaulichen Anlagen beschädigt. Die Produktion erfolgte kurze 
Zeit später wieder planmäßig.  

• Tontagebau Schenkenbusch (Rhein-Sieg-Kreis): 
Ein Stromausfall hat zu Überschwemmungen im Bereich bergbaulicher Anlagen 
geführt. Die Produktion ist kurz darauf wieder angelaufen.  

• Quarzsand- und Quarzkiestagebau „Am Neukircher Weg – Ollheim“ (Rhein-Sieg-
Kreis): 
Infolge des Starkregens kam es zu geringfügigen Ausfällen der Produktion, die 
kurze Zeit später wiederaufgenommen werden konnte.  
 

In keinem der genannten Tagebaue kam es zu sicherheitlichen Beeinträchtigungen. 
 
Zu den nicht unter Bergaufsicht stehenden Abgrabungsbetrieben in Nordrhein-Westfa-
len liegen dem Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
derzeit keine Angaben hinsichtlich etwaiger durch Hochwasser oder Starkregen beding-
ter Auswirkungen vor. 
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Zur Lage von Tagebauen, Abgrabungsbereichen oder sonstige Gewinnungsbe-
trieben in Überschwemmungsgebieten 
 
In Regionalplänen sind landesweit aktuell 419 „Bereiche für die Sicherung und den Ab-
bau oberflächennaher Bodenschätze" (BSAB) festgelegt. In diesen planungsrechtlich 
festgelegten Bereichen kann eine Abgrabung oder Gewinnung von Bodenschätzen er-
folgen, sofern eine auf fachrechtlicher Grundlage erteilte Genehmigung erteilt ist (Ab-
grabungsrecht, Immissionsschutzrecht, Wasserrecht, Bergrecht).  
 
Landesweit stehen 81 Tagebaubetriebe zur Gewinnung von Bodenschätzen auf der 
Rechtsgrundlage des Bundesberggesetzes unter Bergaufsicht durch die Bezirksregie-
rung Arnsberg, Abteilung Bergbau und Energie in NRW (Bergbehörde)1. Für diese Be-
triebe hat die Bergbehörde eine entsprechende Auswertung hinsichtlich ihrer Lage in 
den in Hochwassergefahrenkarten dargestellten Gebieten und in festgesetzten Über-
schwemmungsgebieten sowie in (nicht festgesetzten) Überschwemmungsgebieten und 
überschwemmungsgefährdeten2 Gebieten vorgenommen. Für die deutlich größere An-
zahl der nicht unter Bergaufsicht stehenden Abgrabungen und sonstigen Gewinnungs-
stellen sind die Auswertungen noch nicht abgeschlossen. 
 
Als Datengrundlage für die Auswertung bezüglich der unter Bergaufsicht stehenden Ta-
gebaue dienten die Angaben in ELWAS-WEB3 und die HWRM-RL4-Gefahrenkarten 2. 
Zyklus 2019. Die Überprüfung ergab, dass sich von den landesweit 81 unter Bergauf-
sicht stehenden Tagebauen lediglich der Tagebau „Blessem“ in einem festgesetzten 
Überschwemmungsgebiet befindet.  
 
In der als Anlage 1 beigefügten Tabelle ist ersichtlich, welche der 81 unter Bergaufsicht 
stehenden Tagebaubetriebe (insgesamt 13) in einem Überschwemmungsgebiet bzw. 
überschwemmungsgefährdeten Gebiet liegen. Dort ist auch der jeweilige Abstand zur 
Bebauung ermittelt, soweit dies aus vorliegenden Daten zu identifizieren war. Die Tage-
baue des Braunkohlenbergbaus liegen nicht in einem Überschwemmungsgebiet oder 
überschwemmungsgefährdeten Gebiet. 
 
Der Tagebau „Blessem“ ist der einzige unter Bergaufsicht stehende Tagebau, der eine 
Trockengewinnung betreibt und in einem festgesetzten Überschwemmungsgebiet liegt. 
Bei den anderen zwölf Tagebauen handelt es sich um Nassgewinnungsbetriebe, bei 

                                                             
1 Jahresbericht 2019 der Bergbehörden NRW, https://www.bra.nrw.de/energie-bergbau/jahresberichte-der-
bergbehoerden-nrw  
2 Diese Flächen werden nur dann überflutet, wenn Hochwasserschutzeinrichtungen – wie z.B. Deiche - versagen 
oder ein bestimmter Hochwasserstand überschritten wird. 
3 Elektronisches wasserwirtschaftliches Verbundsystem für die Wasserwirtschaftsverwaltung in NRW (ELWAS-
WEB), https://www.elwasweb.nrw.de/elwas-web/index.jsf, Datenabruf zwischen dem 04.09. bis 06.09.2021 
4 Europäische Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie (HWRM-RL) 
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denen die durch die Bodenschatzgewinnung entstandene Geländevertiefung wasserge-
füllt ist (Seefläche). Durch die vorhandene Seefläche besteht ein vergleichsweise gerin-
ger Höhenunterschied zwischen Seespiegel und Geländeoberkante. Insofern liegt dort 
mit Blick auf eine umgebende Bebauung keine mit dem Tagebau Blessem vergleichbare 
Risiko-Situation im Falle eines Hochwasserereignisses vor. Die Frage nach einer poten-
ziellen Gefährdung der umgebenden Bebauung kann nicht allein anhand des Abstandes 
der Gewinnungsstellen und deren Lage im selben Überschwemmungs- oder über-
schwemmungsgefährdeten Gebiet beantwortet werden, sondern setzt eine individuelle 
Betrachtung der örtlichen Gegebenheiten voraus. So haben einige Abgrabungs- oder 
Gewinnungsstellen z.B. eine direkte Verbindung zum Rhein. 
 
Schlussfolgerungen, Risikobewertung für Tagebau, Abgrabungen und sonstige 
Gewinnungsstellen in Überschwemmungsgebieten 
 
Erste vorläufige Schlussfolgerungen bezüglich des Hochwasserrisikomanagements mit 
dem Ziel, die Auswirkungen von Hochwasserereignissen abzuschwächen, enthält der 
Bericht des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz zur 
Flutkatastrophe in Nordrhein-Westfalen zur Sondersitzung des Landtags am 9. August 
2021 (Vorlage 17/5485).  
 
Ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu Maßnahmen für einen ausreichenden Hochwas-
serschutz sind kommunale Hochwassersschutzkonzepte. Ein Bestandteil dieser Kon-
zepte ist die Erstellung eines Maßnahmenplans, mit dem ein Hochwasserschutzniveau 
für eine Kommune definiert wird. In der Regel wird das Niveau auf einen Schutz vor 
einem 100-jährlichen Abflussereignis (HQ100) festgesetzt. Die Kommune kann bei der 
Erstellung des Konzepts entscheiden, ob sie ein höheres Schutzniveau festlegt. Ob eine 
Kommune ein solches Konzept erstellt, liegt in ihrem Ermessen. Das Land unterstützt 
dabei mit einer Förderung von 50 bis 80 %.  
 
Zukünftig muss geprüft werden, ob die Bewertung von Hochwasserschutzmaßnahmen 
in den Hochwasserschutzkonzepten angesichts der Hochwasserkatastrophe, ggf. durch 
Einführung von Risikozuschlägen bei der Bemessung von Maßnahmen infolge des Kli-
mawandels, etc., geändert wird. Darüber hinaus muss geprüft werden, welche Auswir-
kungen der Klimawandel auf das Hochwasserrisikomanagement im Allgemeinen und im 
Speziellen auf die Maßnahmenplanung in den Bereichen Risikovermeidung, technischer 
Hochwasserschutz, Risikovorsorge und Überprüfung und Wiederherstellung hat. 
 
Jenseits der kommunalen Hochwasserschutzkonzepte und ggf. höheren Anforderungen 
an den Hochwasserschutz müssen auch die einzelfallbezogenen Risikobewertungen für 
Tagebaue, Abgrabungen und sonstige Gewinnungsstellen überprüft und ggf. fortge-
schrieben werden. Daraus können sich auch höhere Anforderungen an einen objektbe-
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zogenen Hochwasserschutz ergeben. Zudem kann dies Auswirkungen auf die Geneh-
migungsfähigkeit von Tagebauen, Abgrabungen und sonstigen Gewinnungsbetrieben in 
Überschwemmungsgebieten oder überschwemmungsgefährdeten Gebieten haben.  
 
Darüber hinaus bedarf es im Lichte dieser Erkenntnisse einer Prüfung, ob auch in ge-
setzlichen Regelungen zur Sicherheit, zur Risikovorsorge und zum Risikomanagement 
bei Tagebau-, Abgrabungs- oder sonstigen Gewinnungsbetrieben Änderungen erforder-
lich sind, um auch im Fall eines extremen Hochwassers einen hinreichenden Schutz 
sowohl der Betriebe als auch der Umgebung sicherzustellen. 
 



Anlage 1 

 
Übersicht über unter Bergaufsicht stehender Steine- und Erden-Betriebe in Überschwemmungsgebieten/ überschwem-
mungsgefährdeten Gebieten, Abstände zur Bebauung 

         
Nr. Tagebau Ort Nass-/Trocken- 

abgrabung 
Festgesetztes 
Überschwem-
mungsgebiet 

HQ häufig 
(Eintritt im Mit-
tel alle 10-20 

Jahre) 

HQ 100 
(Eintritt im Mittel 
alle 100 Jahre) 

HQ extrem 
(das Extremhoch-
wasser tritt selte-
ner als alle 100 

Jahre auf) 

Abstand zur Wohn-
bebauuung in m  

[Abstand zu nächst 
gelegendem Ge-

bäude berücksichtigt] 

      Nass / Trocken Ja / Nein Ja / Nein Ja / Nein Ja / Nein   
1 Rossenrayer Feld Süd Kamp-Lintfort Nass Nein Ja Ja Ja 37 

2 Rossenray Kamp-Lintfort Nass Nein Nein Ja Ja 40 
3 Haus Gelinde Rheinberg /  

Kamp-Lintfort 
Nass Nein Ja Ja Ja 145 

4 Mitteldonk Rheinberg /  
Kamp-Lintfort 

Nass Nein Ja Ja Ja 38 

5 Rossmühle Kamp-Lintfort Nass (bereits ver-
füllt, daher keine 
Seefläche mehr) 

Nein Ja (tlw.) Ja Ja 118 

6 Haus Gelinde 2 Rheinberg Nass Nein Ja Ja Ja 18 
7 Rossenrayer Feld Nord Kamp-Lintfort Nass Nein Ja (tlw.) Ja (tlw.) Ja 45 
8 Kohlenhuck Kamp-Lintfort Nass (noch nicht 

mit Gewinnung 
begonnen, daher 
noch keine See-

fläche) 

Nein Ja Ja Ja 83 

9 Kamp-Lintfort Kamp-Lintfort Nass Nein Ja Ja Ja 160 
10 Reckerfeld Rees Nass Nein Ja Ja Ja 191 
11 Goch I Goch Nass Nein Ja Ja Ja 15 (Freibad) 

105 (Bebauung) 
12 Goch III Goch Nass Nein Ja Ja Ja 60 
13 Blessem Erftstadt, Bles-

sem 
Trocken Ja Ja Ja Ja 120 

 
Ja = Tiefen Überschwemmungsgebiet  
Ja = Tiefen überschwemmungsgefährdetes Gebiet (diese Flächen werden nur dann überflutet, wenn Hochwasserschutzeinrichtungen – wie z.B. Deiche - versa-
gen oder ein bestimmter Hochwasserstand überschritten wird.) 
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